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Außerhalb der Tagesordnung: 

Billigung von Niederschriften 

Der Ausschuss billigte die Niederschrift über die 

45. Sitzung. 

 

Die gute Idee eines „Rechtsschutzfonds für Ein-

satzkräfte“ mit Leben füllen - Einsatzkräfte nicht 

im Stich lassen! 

Antrag der Fraktion der SPD und der Fraktion der 

CDU - Drs. 18/2902 

Der Ausschuss hatte in seiner 46. Sitzung am 

7. März 2019 beschlossen, eine Anhörung zu 

dem Antrag durchzuführen. Er einigte sich nun-

mehr auf den Kreis der Anzuhörenden. 

Mündlich angehört werden sollen:  

 DRK-Landesverband Niedersachsen 

 Landesfeuerwehrverband Niedersachsen  

 DLRG Landesverband Niedersachsen  

 Bundesamt für Bevölkerungsschutz und 

Katastrophenhilfe 

 Arbeitsgemeinschaft der kommunalen 

Spitzenverbände 

Zudem sollen folgende Institutionen um eine 

schriftliche Stellungnahme gebeten werden:  

 Ver.di Landesfachgruppe Feuerwehr Nie-

dersachsen - Bremen 

 Johanniter-Unfall-Hilfe e.V., Landesver-

band Niedersachsen/Bremen 

 Malteser in Niedersachsen 

 ASB Landesverband Niedersachsen 

 Landesverband Privater Rettungsdienste 

in Norddeutschland 

 GdP Niedersachsen 

 DPolG Niedersachsen 

 BdK – Landesverband Niedersachsen 

Der Ausschuss kam überein, den Termin für die 

Anhörung noch nicht festzulegen, und nahm in 

Aussicht, sie frühestens für Mai vorzusehen.  

 

Terminangelegenheiten 

Der Vorsitzende informierte den Ausschuss dar-

über, dass die für den 21. März 2019 geplante 

Sitzung entfällt. 

*** 

http://www.landtag-niedersachsen.de/Drucksachen/Drucksachen_18_05000/02501-03000/18-02902.pdf
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Tagesordnungspunkt 1: 

Beschlussfassung über einen Antrag auf Un-

terrichtung durch die Landesregierung über 

den Fund einer selbst gebastelten Rohrbombe 

mit nationalsozialistischen Symbolen an ei-

nem Baggersee in Haren im Landkreis Ems-

land 

 

Der Ausschuss folgte dem Antrag der Fraktion 

Bündnis 90/Die Grünen einstimmig und bat die 

Landesregierung um eine mündliche Unterrich-

tung. 

*** 



Seite 8 Ausschuss für Inneres und Sport - 47. Sitzung am 14. März 2019 (öffentlich) 18. WP 



18. WP Ausschuss für Inneres und Sport - 47. Sitzung am 14. März 2019 (öffentlich) Seite 9 

Tagesordnungspunkt 2: 

Entwurf eines Gesetzes zur Abschaffung der 

Wahlrechtsausschlüsse für Menschen mit Be-

hinderungen im Niedersächsischen Landes-

wahlgesetz (NLWG) und im Niedersächsi-

schen Kommunalverfassungsgesetz 

(NKomVG) 

Gesetzentwurf der Fraktion Bündnis 90/Die Grü-

nen - Drs. 18/29 

erste Beratung: 4. Plenarsitzung am 13.12.2017 

federführend: AfIuS  

mitberatend: AfRuV, AfSGuG 

zuletzt beraten: 46. Sitzung am 07.03.2019 

 

dazu: Eingabe 03455/02/17: 

 Lebenshilfe Niedersachsen 

 

Beratung 

Beratungsgrundlage:  

Vorlage 16  Hinweise und Formulierungsvor-

schläge des GBD 

PRʼin Brüggeshemke (GBD) trug die Hinweise 

und Formulierungsvorschläge des GBD im Sinne 

der Vorlage 16 vor.  

Zudem wies die Vertreterin des GBD darauf hin, 

dass das Bundesverfassungsgericht in seinem 

Urteil vom 29. Januar 2019 die Wahlrechtsaus-

schlüsse für Betreute in allen Angelegenheiten 

gemäß § 13 Nr. 2 BWahlG nicht für nichtig, son-

dern für mit der Verfassung unvereinbar befunden 

habe. Dies bedeute, dass für die Beseitigung der 

vom Bundesverfassungsgericht festgestellten 

Ungleichbehandlung auch andere Lösungen 

denkbar seien als die vollständige Streichung der 

Regelung. Mit Blick auf die anstehenden Kommu-

nalwahlen sei das im Gesetzentwurf vorgesehene 

und mit dem MI abgestimmte Vorgehen sicherlich 

sinnvoll, aber nicht der einzig mögliche Weg.  

Abg. Sebastian Lechner (CDU) sagte, in der Tat 

habe das Bundesverfassungsgericht in seinem 

Urteil betont, dass Menschen, denen ein Betreuer 

in allen Angelegenheiten zur Seite stehe, nicht 

pauschal vom Wahlrecht ausgeschlossen werden 

dürften, sondern ein Ausschluss nur für klar defi-

nierte Gruppen erfolgen dürfe. Die für Nieder-

sachsen angestrebte Streichung der pauschalen 

Wahlausschlüsse sei aus seiner Sicht eine klare 

und eindeutige Lösung, die das Problem behebe. 

Auf diese Weise habe letztlich ein Richter zu ent-

scheiden, ob jemand vom Wahlrecht ausge-

schlossen werden solle oder nicht.  

Der Abgeordnete wies ferner darauf hin, dass 

sich die regierungstragenden Fraktionen in Berlin 

aktuell auf eine analoge Regelung im Bund geei-

nigt hätten. Auch mit Blick darauf werde die CDU-

Fraktion dem Gesetzentwurf in der Fassung der 

Vorlage 16 zustimmen.  

Abg. Ulrich Watermann (SPD) führte aus, die 

SPD-Fraktion begrüße die Neuregelung. Mit dem 

Gesetzentwurf werde ein wichtiger Schritt vollzo-

gen, der längst überfällig gewesen sei. Sowohl 

die Anhörung als auch das Urteil des Bundesver-

fassungsgerichtes hätten dies bestätigt. Aus sei-

ner Sicht sei es zudem eine kluge Vorgehenswei-

se, den entsprechenden Passus im Gesetz zu 

streichen, anstatt eine gesetzliche Typisierung 

der auszuschließenden Gruppen vorzunehmen.  

Abg. Belit Onay (GRÜNE) führte aus, angesichts 

dessen, dass der Gesetzentwurf dem Landtag be-

reits seit Dezember 2017 vorliege und dass mit 

Blick auf die anstehenden Kommunalwahlen ein 

gewisser Zeitdruck bestehe, sei er froh, dass sich 

die Koalitionsfraktionen nun hätten einigen kön-

nen und dem Gesetzentwurf zustimmen würden. 

Er freue sich über das gute Ergebnis der Bera-

tungen, das sicherlich im Sinne der doch recht 

zahlreichen Betroffenen sei.  

Auch Abg. Dr. Marco Genthe (FDP) rekurrierte 

auf die Zahl der Betroffenen und merkte an, er sei 

überrascht gewesen, wie hoch diese sei. Gerade 

vor diesem Hintergrund begrüße er die nun ge-

fundene Lösung. Er kündigte an, dass seine Frak-

tion dem Gesetzentwurf zustimmen werde. 

Abg. Jens Ahrends (AfD) erläuterte, er schließe 

sich seinen Vorrednern grundsätzlich an. Auch er 

befürworte, dass nun ausschließlich ein Richter-

spruch einen Wahlrechtsausschluss nach sich 

ziehe. Dennoch sehe die AfD-Fraktion nach wie 

vor die Gefahr, dass sich ein Betreuer in den 

Wahlvorgang einmischen könne. Deshalb werde 

er sich bei der Abstimmung enthalten.  

 

 

http://www.landtag-niedersachsen.de/Drucksachen/Drucksachen_18_02500/00001-00500/18-00029.pdf
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Beschluss 

Der Ausschuss empfahl dem Landtag, den Ge-

setzentwurf mit Änderungen (Vorlage 16) anzu-

nehmen und den Einsender der Eingabe 

03455/02/17 über die Sach- und Rechtslage zu 

informieren.  

Zustimmung:  SPD, CDU, GRÜNE, FDP, AfD 

Ablehnung:  - 

Enthaltung:  - 

Der Beschluss erging vorbehaltlich der Zustim-

mung der mitberatenden Ausschüsse für Rechts- 

und Verfassungsfragen sowie für Soziales, Ge-

sundheit und Gleichstellung.  

Berichterstattung (schriftlicher Bericht): Abg. Belit 

Onay (GRÜNE). 

* 

Im weiteren Verlauf der Sitzung beantragte Abg. 

Jens Ahrends (AfD), die Beratung zu diesem 

Tagesordnungspunkt wieder zu öffnen und die 

Abstimmung zu wiederholen. Er habe dem Ge-

setzentwurf versehentlich zugestimmt, weil die 

Abstimmung über den Gesetzentwurf und die 

Eingabe in einem Wahlgang erfolgt seien.  

Der Ausschuss lehnte den Antrag mit den Stim-

men der Fraktion der SPD und der Fraktion der 

CDU gegen die Stimme des Mitglieds der Frakti-

on der  AfD und bei Enthaltung der Mitglieder der 

Fraktionen der Grünen und der FDP ab.  

*** 
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Tagesordnungspunkt 3: 

a) Bericht der Landesregierung zur Evaluie-

rung des Niedersächsischen Sportförder-

gesetzes 

Unterrichtung durch die Landesregierung - 

Drs. 18/3150 

Direkt überwiesen am 12.03.2019 

federführend: AfIuS 

mitberatend gem. § 27 Abs. 4 Satz 1 i. V. m. 

§ 39 Abs. 3 Satz 1 GO LT: AfHuF 

b) Sportstätten fördern: Sportland Nieder-

sachsen fit für die Zukunft machen 

Antrag der Fraktion der FDP - Drs. 18/1842 

erste Beratung: 28. Plenarsitzung am 

25.10.2018 

federführend: AfIuS  

mitberatend gem. § 27 Abs. 4 Satz 1 i. V. m. 

§ 39 Abs. 3 Satz 1 GO LT: AfHuF 

zuletzt beraten: 34. Sitzung am 01.11.2018 

 

zu a) 

Vorstellung des Berichts 

MR’in Wucherpfenning (MI): Herzlichen Dank für 

die Gelegenheit, Ihnen heute die Ergebnisse der 

Evaluierung des Niedersächsischen Sportförder-

gesetzes (NSportFG) vorzustellen. Mein Name ist 

Vera Wucherpfennig, und ich leite im Innen- und 

Sportministerium das Sportreferat. Ich knüpfe 

heute an meine schriftliche Unterrichtung vom 

26. April 2018 an, in der ich das Konzept zur Eva-

luierung des NSportFG bereits erläutert hatte. 

Lassen Sie mich einleitend ein paar allgemeine 

Worte zum NSportFG verlieren. Das NSportFG ist 

im Dezember 2012 einstimmig im Landtag verab-

schiedet worden und zum 1. Januar 2013 in Kraft 

getreten. Es ist in dieser Form einmalig in 

Deutschland. Niedersachsen ist das einzige Bun-

desland, in dem ein Landessportbund einen 

Rechtsanspruch auf öffentliche Sportfördermittel 

hat. 

Durch das NSportFG wurden die Mittel der Sport-

förderung des Landes gebündelt und der Höhe 

nach festgeschrieben. In dem Gesetz, das gerade 

einmal acht Paragrafen umfasst, wurde auch 

festgeschrieben, dass der Landessportbund 

(LSB) einen Rechtsanspruch auf 31,5 Millionen 

Euro hat, zuzüglich Mehreinnahmen aus den 

Glückspielabgaben. Im Jahr 2018 waren es bei-

spielsweise 3,1 Millionen Euro, die dazu kamen. 

Gemäß § 7 NSportFG hat die Landesregierung 

nach Ablauf von fünf Jahren seit Inkrafttreten die-

ses Gesetzes - und somit beginnend 2018 - An-

wendung und Auswirkungen des Gesetzes zu 

überprüfen. Das ist letztlich alles, was darin zur 

Evaluierung enthalten ist. Darüber hinaus haben 

die Koalitionspartner in der Koalitionsvereinba-

rung für die 18. Wahlperiode des Niedersächsi-

schen Landtages hierzu festgehalten, dass im 

Rahmen der Evaluierung des NSportFG auch die 

Aufstockung der Sportfördermittel zu prüfen sei. 

Sie kennen die Resolution und die Wünsche aus 

der Sportorganisation, die in diesem Zusammen-

hang auch mit eingeflochten werden sollten. 

Wichtig ist in diesem Zusammenhang noch, dass 

allein das NSportFG evaluiert worden ist. Es war 

nicht Gegenstand der Evaluierung, die Nieder-

sächsische Sportförderverordnung oder die Richt-

linien des LSB Niedersachsen zur Weitergabe 

dieser Mittel zu überprüfen. 

Auf der Grundlage des im April 2018 vorgestellten 

Konzepts hat sich das MI im vergangenen Jahr 

intensiv mit der Evaluierung der Gesetzesanwen-

dung befasst, während die Auswirkungen des 

Gesetzes von einem externen Evaluator unter-

sucht wurden. Die Ergebnisse dieser beiden Eva-

luierungsbestandteile wurden nun in einem Evalu-

ierungsbericht zusammengefasst, der Ihnen in 

der Drucksache 18/3150 vorliegt. Die Landesre-

gierung hat den Bericht also pflichtgemäß dem 

Landtag übermittelt. 

 

Evaluierung der Gesetzesanwendung 

Die Evaluierung der Gesetzesanwendung, mit der 

sich das MI befasst hat, widmete sich im Wesent-

lichen zwei Fragen: 

1. Ist die Anwendung des NSportFG unproble-

matisch möglich (Anwendungsakzeptanz)? 

2. Sind die Regelungen des NSportFG ausrei-

chend transparent (Anwendungstransparenz)? 

Es geht also letztlich um die Anwenderfreundlich-

keit: Steht im Gesetz der richtige Adressat? Ist 

technisch-redaktionell alles abgebildet? Kann die 

http://www.landtag-niedersachsen.de/Drucksachen/Drucksachen_18_05000/03001-03500/18-03150.pdf
http://www.landtag-niedersachsen.de/Drucksachen/Drucksachen_18_02500/01501-02000/18-01842.pdf
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Sportorganisation bzw. können diejenigen, an die 

sich das Gesetz richtet, damit umgehen? Ist das 

Ganze verständlich? Ist klar, was wir mit „Ziele“, 

„Zwecke“, „förderungswürdige Aufgaben“ in dem 

Gesetz beschrieben und festgehalten haben? Ist 

das alles transparent und auch akzeptabel in der 

Anwendung? 

Um diese Fragen zu beantworten, wurde in einem 

ersten Schritt ein formalisierter Fragebogen ent-

wickelt, der an die Staatskanzlei, das MK, die Ar-

beitsgemeinschaft der kommunalen Spitzenver-

bände, den LSB, die Sportbünde und die Landes-

fachverbände versandt wurde. Insgesamt sind 

111 Einzelfragebogen versandt worden. Es sind 

64 ausgefüllte Rückläufer eingegangen; dies ent-

spricht einer Rücklaufquote von ca. 58 %. Das ist 

eine hohe Rücklaufquote. Damit sind wir sehr zu-

frieden. Wir haben dann die Fragebögen ausge-

wertet, und im November gab es im MI eine Dis-

kussionsveranstaltung, bei der wir mit der Sport-

organisation in den Dialog gekommen sind und 

sie auch noch einmal zur Anwendung des Geset-

zes befragt haben. 

Zusammenfassend ist die weit überwiegende An-

zahl der Befragten - ca. 90,5 % - der Auffassung, 

dass die Rechtsanwendung und die Rechtsfolgen 

des NSportFG transparent und dahingehend nicht 

verbesserungsbedürftig seien. Darüber hinaus 

kann die Akzeptanz der Anwendung als sehr 

hoch bezeichnet werden; denn ca. 94,5 % der 

Befragten sind mit der Anwendung des NSportFG 

in seiner derzeitigen Fassung zufrieden. 

Es lässt sich festhalten, dass die Evaluierung der 

Anwendung des NSportFG ein zufriedenstellen-

des Ergebnis zeigt und nur wenig Handlungsbe-

darf ausweist. Das Gesetz ist in seiner Anwen-

dung transparent und findet dahingehend auch 

breite Akzeptanz in der niedersächsischen Sport-

landschaft. Es ist relativ klar, was an Zielen und 

Zwecken beschrieben ist. Deswegen müssen wir, 

wenn überhaupt, marginale, redaktionelle Ände-

rungen am NSportFG vornehmen. Die Kernvor-

schriften des Gesetzes können aus hiesiger Sicht 

unverändert bleiben und auch in Zukunft ange-

wendet werden. 

Evaluierung der Gesetzesauswirkungen 

Die Evaluierung der Gesetzesauswirkungen 

durch den externen Evaluator hat insbesondere 

die Zielerreichung und die Auskömmlichkeit der 

Sportförderung in Niedersachsen bewertet. Es 

wurde untersucht, ob die Ziele der Sportförde-

rung - das Oberziel, allen Einwohnerinnen und 

Einwohnern in Niedersachsen unabhängig von 

Herkunft, Alter oder Geschlecht, die Sportaus-

übung in Niedersachsen zu ermöglichen sowie 

die sechs Zwecke, die dann Näheres regeln, vom 

Breitensport bis hin zum Leistungssport, und auch 

die 16 förderungswürdigen Aufgaben - mit den 

vorhandenen Mitteln im erforderlichen und ange-

messenen Umfang erreicht wurden, oder ob eine 

Aufstockung der Sportfördermittel erforderlich ist. 

Hierzu wurden einerseits Daten zu einzelnen för-

derungswürdigen Aufgaben abgefragt. Darüber 

hinaus wurden die finanziellen Rahmenbedingun-

gen auf Basis der Wirtschaftsprüfungsberichte 

sowie ergänzender Daten des LSB in die Darstel-

lung eingearbeitet. Es gab auch einen Fragebo-

gen und Interviews. Letztlich wurden sowohl der 

LSB als Dachverband als auch die Landesfach-

verbände und Sportbünde in die Evaluierung ein-

bezogen. Der LSB war sehr stark gefragt, zuzulie-

fern, wenn es um Zahlen, Daten und Fakten ging. 

Das war sicherlich ein hoher Aufwand innerhalb 

der Sportorganisation, aber diese Daten waren 

notwendig, um das Ganze zu evaluieren und 

Handlungsempfehlungen auszusprechen. 

Auch hier gab es eine hohe Beteiligung der Spor-

torganisation. Der Fragebogenrücklauf betrug bei 

den Sportbünden 36 von 47 - das entspricht 

76,6 % - und bei den Landesfachverbänden 30 

von 60, also genau 50,0 %. Der Evaluator spricht 

hier von einer hohen Rücklaufquote. Die Sportor-

ganisation hat sich daran beteiligt und konnte 

letztlich auch ihre Interessen sowie positive und 

negative Kritik am NSportFG aufzeigen. 

Der Evaluator spricht aufgrund seiner Erhebun-

gen und Auswertungen sowohl inhaltliche, als 

auch organisatorische und finanzielle Handlungs-

empfehlungen aus. Diese haben keine bindende 

Wirkung, aber der Bericht zeigt Dinge auf, und 

wir - sowohl die Landesregierung als auch das 

Parlament - sind in den nächsten Monaten ge-

fragt, was wir daraus machen. 

- inhaltliche Handlungsempfehlungen - 

Ich möchte Ihnen zunächst die wesentlichen in-

haltlichen Handlungsempfehlungen vorstellen. 

Hier wird die Einrichtung eines Monitoring-

systems und die Festlegung einer Indikatorik 

empfohlen. Wie Sie wissen, gibt es im Gesetz 

und vielmehr noch in der Verordnung bislang le-

diglich finanzielle Zielvorgaben. Die Sportorgani-

sation bekommt eine Summe x - 31,5 Millionen 
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Euro -, und dann regelt die Verordnung Näheres, 

beispielsweise dass mindestens 5,1 Millionen Eu-

ro für Sportstätten ausgegeben werden müssen  

oder mindestens 500 000 Euro für Integration. 

Es gibt aber auch maximale Grenzen, wenn es 

beispielsweise um Verwaltungsausgaben geht. 

Es gibt also einen finanziellen Rahmen, in dem 

sich der Sport bewegt, und das MI - aber auch die 

Wirtschaftsprüfer - prüfen, ob sich der Sport 

pflichtgemäß und ordnungsgemäß darin bewegt. 

Es gibt aber - das haben sowohl der Evaluator als 

auch die Sportorganisation und wir im Rahmen 

der Evaluierung festgestellt - keine die Ergebnis-

se qualifizierenden materiellen Zielvorgaben. Es 

besteht ja ein Unterschied darin, ob 5,1 Millionen 

Euro für den Sportstättenbau mit 100 Projekten 

erreicht werden können oder mit 300 Projekten 

als Zielwert erreicht werden sollen. 

Das System ist gut, aber es ist auch relativ starr 

und wenig flexibel. Das liegt natürlich auch daran, 

dass die Sportorganisation Kontingente an Kreis-

sportbünde bzw. Landesfachverbände vergibt, die 

sich in diesem vorgegebenen finanziellen Rah-

men bewegen. 

Eine bessere Systematik und eine gewisse Quali-

tätskontrolle erreichen wir aber nicht durch eine 

Gesetzesänderung, sondern das muss letztlich im 

Zusammenwirken von MI und Sportorganisation 

entwickelt werden. Es geht dabei um die Fragen: 

Was wollen wir mit dem Geld erreichen? Welche 

Wirkung soll damit erzielt werden? Gibt es viel-

leicht an der einen oder anderen Stelle Faktoren, 

die tatsächlich messbar sind?  

Als Beispiel will ich hier das Thema „Ehrenamt“ 

nennen, das innerhalb der Sportorganisation als 

extrem wichtig angesehen wird. Da wäre dann die 

Frage: Wird das Geld, das im Bereich Ehrenamt 

ausgegeben wird, an den richtigen Stellen ver-

ausgabt, oder gibt es Stellen, an denen das noch 

bedarfsgerechter funktionieren könnte? Gibt es 

auch Kriterien, die das Ganze noch transparenter 

und noch qualitätsbezogener beurteilen und 

messbar machen? 

An dieser Stelle könnten wir gemeinsam mit der 

Sportorganisation in den nächsten Monaten oder 

Jahren - das geht sicherlich nicht von heute auf 

morgen - Zielvorgaben entwickeln. 

- wesentliche organisatorische Handlungsempfeh-

lungen - 

Ein weiterer Punkt ist - und damit komme ich zu 

den wesentlichen organisatorischen Handlungs-

empfehlungen -, dass es relativ wenig Wettbe-

werb gibt. Man arbeitet in den Kontingenten, und 

das wird auch akzeptiert. Aber es gibt relativ we-

nig Vergleichbarkeit. Das betrifft auch das Thema 

Datenbanken. 

Digitalisierung ist natürlich auch ein Thema in der 

Sportorganisation bzw. im Sport. Im Rahmen der 

Evaluierung hat sich herauskristallisiert, dass es 

nicht vorhandene oder zumindest nicht harmoni-

sierte Förderdaten innerhalb des Sportsystems 

gibt. Teilweise wird dort in den jeweiligen Abtei-

lungen mit Excel-Tabellen gearbeitet, aber Sie 

können nicht ad hoc herauskriegen, wie die Be-

darfe tatsächlich sind. Bedarfe bzw. Anfragen 

nach Förderung werden nicht systematisch er-

fasst. Es wird in den Kontingenten gearbeitet, und 

das Geld wird auch ausgegeben. Aber es gibt 

kaum wettbewerbliche Verfahren zur Auswahl von 

Projekten, und die Datenbanken sind auf jeden 

Fall verbesserungswürdig. An dieser Stelle gibt 

es - auch mit Blick auf Bürokratieabbau und Zent-

ralisierung - auf jeden Fall Verbesserungspoten-

zial, um das Ganze zu verschlanken und zu mo-

dernisieren. Dabei ist das Thema Digitalisierung 

und Datenvorhaltung sehr wichtig. Das ist aber 

auch wieder etwas, das nicht über das Gesetz 

angepasst werden muss, sondern wir müssen 

auch hier gemeinsam mit der Sportorganisation 

daran arbeiten, um das weiter zu verbessern. 

- finanzielle Handlungsempfehlungen - 

Zu guter Letzt komme ich zu den finanziellen 

Handlungsempfehlungen. Der Evaluator sagt, 

dass die Mittel der Sportorganisation in der Tat 

nicht auskömmlich sind. In erster Linie wird das 

mit der Inflation begründet. Es ist klar, dass auch 

die Sportorganisation in den vergangenen Jahren 

mit gestiegenen Grundfinanzierungskosten zu le-

ben hatte. Das musste dann mehr oder weniger 

aus eigenen Mitteln erbracht werden, und inso-

fern fehlten Gelder für einzelne Projekte. 

Vor diesem Hintergrund wird ein zehnprozentiger 

Aufschlag als Ausgleich für die vergangenen Jah-

re vorgeschlagen. Das entspricht 3,4 Millionen 

Euro pro Jahr. Diese Mittel könnten beispielswei-

se insbesondere für eine höhere Bezuschussung 

von Übungsleiterinnen und Übungsleitern genutzt 

werden, also insgesamt für eine Entlastung bei 
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der Grundversorgung in der Sportorganisation 

bzw. beim Breitensport. 

Darüber hinaus schlägt der Evaluator vor, die Fi-

nanzhilfe zu dynamisieren - das ist ja ein ständi-

ges Thema -, um diesen Effekt künftig zu vermei-

den und einen jährlichen Ausgleich zu schaffen. 

Im Gegenzug könnte man überlegen, den LSB 

nicht weiter an den Glücksspielmehreinnahmen 

zu beteiligen. Auf diese Weise könnte dem Sport 

mehr Rechtssicherheit gegeben werden. Vorge-

schlagen wird eine Dynamisierung der Finanzhilfe 

in Höhe von 2 % gegenüber dem jeweiligen Vor-

jahr. 

Ferner wird vorgeschlagen, die temporären Auf-

stockungen, die jetzt schon neben den festge-

schriebenen 31,5 Millionen Euro erfolgen, auf die 

Finanzhilfe aufzuschlagen und somit zu versteti-

gen. Für das Jahr 2019 soll der LSB ja 1 Million 

Euro mehr erhalten. Darüber hinaus gibt es aktu-

ell jährlich 500 000 Euro für die Integration und - 

für die nächsten vier Jahre - jährlich 5 Millionen 

Euro für den Sportstättenbau. 

Zuletzt wird empfohlen, zusätzliche Sportförder-

mittel im MI-Haushalt zu verorten. Dadurch, dass 

die Sportfördermittel gebündelt beim LSB sind, 

haben wir im Sportförderhaushalt letztlich kaum 

eigene Mittel. Entgegen der Fördersystematik des 

NSportFG fließen aber aktuell auch Finanzhil-

femittel an Stellen außerhalb der niedersächsi-

schen Sportorganisationen, beispielsweise an die 

Nationale Anti-Doping Agentur (NADA) oder an 

das Institut für Angewandte Trainingswissen-

schaft (IAT). Um die Fördersystematik nicht dau-

erhaft zu durchbrechen, könnte eine Förderung 

solcher Mittelempfänger direkt über das MI abge-

wickelt werden. Aktuell werden diese Dinge im 

Einvernehmen mit der Sportorganisation abgewi-

ckelt. 

Es gibt aber auch Dinge - z. B. Sportgroßveran-

staltungen -, für die es aktuell einfach keine Gel-

der über den LSB gibt und die auch über das 

Sportministerium abgewickelt werden müssten. 

Es wird vorgeschlagen, an dieser Stelle 2 Millio-

nen Euro pro Jahr bereitzustellen.  

Fazit 

Unterm Strich würde eine Umsetzung dieser 

Empfehlungen eine Aufstockung der Finanzhilfe 

an den LSB um ca. 10 Millionen Euro und eine 

Aufstockung des Sportförderhaushalts im MI um 

2 Millionen Euro bedeuten. Es handelt sich, wie 

gesagt, um Empfehlungen, sowohl inhaltlicher, 

organisatorischer als auch finanzieller Natur, die 

insbesondere in den nächsten Monaten und Jah-

ren gemeinsam mit der Sportorganisation bespro-

chen werden müssen. Es geht letztlich darum, 

das bestehende Gesetz weiterzuentwickeln und 

weiter daran zu arbeiten, dass der Sport in Nie-

dersachsen gute Bedingungen hat. 

 

zu b) 

Unterrichtung durch die Landesregierung 

MR’in Wucherpfenning (MI): Wie Sie wissen, 

stellt Niedersachsen bis 2022 zusätzlich 100 Mil-

lionen Euro für kommunale und vereinseigene 

Sportstätten bereit. Die entsprechende Richtlinie 

ist vergangene Woche in Kraft getreten und vor-

gestellt worden. 

Es war Wille - und wurde auch so beschlossen -, 

dass nicht nur kommunale Sportstätten von dem 

Geld profitieren. Insofern werden 80 Millionen Eu-

ro für kommunale Sportstätten zur Verfügung ge-

stellt und 20 Millionen Euro für vereinseigene 

Sportstätten. Denn einen Infrastruktur- bzw. Sa-

nierungsstau gibt es letztlich auf allen Ebenen. 

Während es für kommunale Sportstätten in den 

letzten Jahren über die Finanzhilfe mindestens 

5,1 Millionen Euro gegeben hat, gab es für die 

vereinseigenen Sportstätten nichts. Das wollen 

wir jetzt auffangen. 

Förderschwerpunkt sind Sportstätten zur Grund-

versorgung, und das sind in erster Linie Turnhal-

len, multifunktional nutzbare Sporthallen und Hal-

lenschwimmbäder. In der Richtlinie steht, dass 

beispielsweise auch Sportfreianlagen - also 

Sportplätze - und Laufbahnen gefördert werden 

können. Es bleibt abzuwarten - das ist ja in erster 

Linie eine kommunale Entscheidung -, was bean-

tragt wird und wo der Sanierungsstau am größten 

ist. Wir können nur empfehlen, das Programm für 

die Sanierung von Sporthallen - viele Hallen 

stammen aus den 60er- oder 70er-Jahren - und 

Bädern - dazu hat es noch nie ein Programm ge-

geben - zu nutzen. 

Die Förderung wird in der Regel 40 % der zuwen-

dungsfähigen Ausgaben umfassen. Bei finanz-

schwachen Kommunen kann der Anteil der För-

derung bis zu 80 Prozent betragen. Da gibt es ei-

ne Staffelung. Als Maximalförderung werden aber 

höchstens 400 000 Euro, bei Hallenschwimmbä-



18. WP Ausschuss für Inneres und Sport - 47. Sitzung am 14. März 2019 (öffentlich) Seite 15 

dern 1 Million Euro gewährt. - Wir wissen natür-

lich, dass Bäder deutlich kostenintensiver sind.  

Für die Kommunen gibt es Antragsstichtage, so-

dass alle die gleiche Chance auf eine Förderung 

haben. Dies wird in diesem Jahr der 31. Mai 2019 

sein. Für die folgenden Jahre sind die Anträge bis 

zum 31. März beim MI einzureichen. Wir rechnen 

letztlich - bei den Kommunen muss ja auch die 

Gegenfinanzierung stehen - für das Jahr 2020 mit 

dem Gros der Anträge, aber auch 2021. 

Bei der Entscheidung, wer eine Förderung erhält, 

werden insbesondere das Alter, die Verbesse-

rung des energetischen Zustandes und die Aus-

lastung der Sportstätte sowie eine regional aus-

gewogene Verteilung der Mittel berücksichtigt. 

 

Stellungnahme des Landessportbundes zu a) 

und b) 

Anwesend:  

- Vorstandsvorsitzender Reinhard Rawe 

- stellv. Vorstandsvorsitzender Norbert Engel-

hardt  

Reinhard Rawe: Der Bericht der Landesregie-

rung zur Evaluierung des NSportFG liegt uns seit 

einigen Tagen vor. Wir haben im Präsidium noch 

keine Beratung darüber vornehmen können. Wir 

werden dies am übernächsten Mittwoch tun. Inso-

fern ist das, was ich jetzt sage, eine erste Ein-

schätzung aus der Vorstandsebene des LSB. Wir 

haben den Minister zwischenzeitlich bereits an-

geschrieben und um ein Gespräch gebeten, da-

mit wir unverzüglich nach unserer Präsidiumssit-

zung mit ihm ins Gespräch kommen und wir uns 

umgehend darüber austauschen, an welchen 

Stellen wir Übereinstimmungen bzw. an welchen 

wir andere Sichtweisen haben. 

Ich möchte meine Ausführungen in drei Blöcke 

teilen. Der erste Block umfasst die Frage der Hö-

he der Sportförderung und ist für uns einer der 

wichtigsten Punkte. 

 

Höhe der Sportförderung 

Zunächst geht unser Dank an diesen Kreis und 

an alle anderen, die dazu beigetragen haben, 

dass schon für 2019 eine Erhöhung der Sportför-

derung erfolgt ist. Wir haben die Zahlen gehört. 

Es geht um die 5 Millionen Euro für die Sportstät-

tenförderung, es geht um Leistungssport. Die Fi-

nanzhilfe dafür ist um 1 Million Euro erhöht wor-

den. Das gilt aber nur für das Jahr 2019. Im Be-

reich Integration gibt es ebenfalls eine Erhöhung 

der Mittel, wobei dort beabsichtigt ist, diese für 

2019 und 2020 vorzusehen. 

Das Ergebnis der Evaluierung, dass die Sportför-

derung insgesamt nicht auskömmlich ist, bestätigt 

das, was ich in diesem Kreis und bei anderen Ge-

legenheiten schon mehrfach gesagt habe. Wir 

haben vor ungefähr einem Jahr zusammenge-

sessen und über das Thema Sportstättenbau ge-

sprochen. Die Daten wurden damals zur Kenntnis 

gegeben. 

Wir könnten jetzt auch das Themenfeld Leis-

tungssport oder das Themenfeld nebenberufliche 

Übungsleiter ansprechen, bei dem eine alte Drit-

telregelung besteht, aber wir diese Drittelregelung 

in der Praxis längst nicht mehr haben. Sie haben 

das den Daten entnehmen können. Wenn wir die 

Vergütungssätze der Volkshochschulen ansetzen 

würden, dann könnten wir bei der alten Drittelre-

gelung allein im Bereich der nebenberuflichen 

Übungsleiter locker einen zweistelligen zusätzli-

chen Bedarf generieren. Diese Forderung haben 

wir ja gar nicht erhoben. Wir haben einen Vor-

schlag gemacht bzw. es gibt eine Beschlussfas-

sung unseres Landessporttages, auf die ich im 

weiteren Verlauf noch kurz eingehen möchte.  

Der Evaluator bzw. das Innenministerium, das 

den Bericht vorgelegt hat, schlägt einen zehnpro-

zentigen Aufschlag vor. Das sind 3,4 Millionen 

Euro. Denn der Aufschlag bezieht sich ja nicht nur 

auf den festen Anteil der Sportförderung von 

31,5 Millionen Euro, sondern auch der variable 

Teil zählt dazu. Im Mittel der vergangenen Jahre 

lag der variable Teil bei ungefähr 2,5 Millionen 

Euro. - 3 Millionen Euro waren es im vergange-

nen Jahr. - Insofern sind es 34 Millionen Euro 

Sportförderung, und dementsprechend machen 

zehn Prozent 3,4 Millionen Euro aus. 

Die Dynamisierung ist die Reaktivierung einer al-

ten Thematik. Denn eine solche Regelung war 

schon einmal im Gesetz enthalten, und zwar bis 

2004. Die Erhöhung einer Beteiligung an der 

Glücksspielabgabe im Zusammenhang mit ande-

ren Veränderungen ist mit dem damaligen In-

nenminister Uwe Schünemann diskutiert und 

auch so beschlossen worden. 
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Die Wiederaufnahme einer Dynamisierung wäre 

sehr in unserem Sinne, und der Wegfall dieser 

variablen Komponente in § 3 Abs. 2 NSportFG ist 

in diesem Zusammenhang nachvollziehbar, weil 

uns das in der Tat mehr Rechts- und Planungssi-

cherheit gibt. Ich will jetzt nicht die Historie erläu-

tern und erklären, warum man das gemacht hat. 

Das hat mit der Glücksspielabgabe zu tun, aber 

auch mit den Sportwettenkonzessionen, die man 

damals geglaubt hat, verteilen zu können - sie 

sind bis heute nicht verteilt -, und einer Beteili-

gung an zusätzlichen Einnahmen aus diesem 

Sportwettenbereich.  

Zusammenfassend: Das, was dort genannt wird - 

auch die Verstetigung der einmaligen Projekte - 

ist sehr in unserem Sinne. Sehr in unserem Sinne 

ist auch der Vorschlag, dass das Ministerium 

selbst über einen bestimmten Geldbetrag verfügt, 

um bestimmte Bereiche zu finanzieren. Denn in 

der Praxis ist es aktuell so, dass wir die entspre-

chenden Hinweise bekommen, z. B. was die 

NADA-Förderung betrifft. Dazu gibt es Abspra-

chen in der Sportministerkonferenz und einen 

Brief des Ministers an den LSB, und wir müssen 

das dann irgendwie aus unserem Haushalt um-

setzen. Wir haben das bisher auch immer getan, 

aber das ist sozusagen der zweitbeste Weg.  

Wenn wir dort jetzt den erstbesten Weg gehen 

könnten, nämlich über die Veränderung, dass der 

Minister selbst über bestimmte Mittel verfügt, wä-

re das sehr in unserem Sinne.  

 

Inhalt und Anwendung des Gesetzes 

Der zweite Teil, den ich kurz ansprechen möchte, 

betrifft den Bereich „Inhalt und Anwendung des 

Gesetzes“. Nicht nur vom LSB selbst, sondern 

auch von den Mitgliedsorganisationen und Glie-

derungen ist eindeutig formuliert worden, dass 

dort kein Änderungsbedarf gesehen wird. Es sei 

mir erlaubt, an dieser Stelle all denen zu danken 

und sie zu belobigen, die damals an der Entste-

hung des Gesetzes beteiligt gewesen sind. Sie 

haben ihre Sache offenbar sehr gut gemacht. 

Wenn man sich das nach fünf, sechs Jahren an-

schaut und zu dem Ergebnis kommt, dass alles 

gut ist, dann haben sowohl die Abgeordneten, die 

das Gesetz beschlossen haben, als auch diejeni-

gen, die es vorbereitet haben, wohl eine gute Ar-

beit gemacht.  

Dieses Gesetz - Frau Wucherpfennig hat es be-

reits erwähnt - ist ein Stück weit etwas Besonde-

res, weil es ein eigenständiges Sportfördergesetz 

ist. Vorher gab es aber auch schon gesetzliche 

Regelungen. Die Förderung des Sportes vollzieht 

sich seit 1949 auf Basis gesetzlicher Regelungen. 

Sie war zunächst immer Bestandteil des Glücks-

spielwesens. Das hat man 2012 verändert.  

Es wurde eine Entkoppelung der Sportförderung 

von Glücksspielabgaben vollzogen - bis auf den 

variablen Teil, auf den ich kurz eingegangen bin. 

Im Übrigen hat man gesagt: Die Sportförderung 

ist eine wichtige politische Aufgabe, und wir ent-

koppeln die Mittel von den Glücksspielabgaben. 

Das war das Besondere. Bemerkenswert war im 

Übrigen auch das Zusammenfügen von weiteren 

Sportförderungen, die beim MI, beim MS, bei der 

Staatskanzlei und beim Kultusministerium be-

standen hatten. Das wurde zusammengefasst. 

Nicht neu war, ins Gesetz eine konkrete Summe 

hineinzuschreiben. Im Bericht gibt es eine Formu-

lierung, mit der das besonders betont wird. Inso-

fern ist anzumerken, dass es im vorherigen Ge-

setz auch schon eine festgelegte Förderung des 

LSB gab, nur dass eben das Glücksspielgesetz 

davor geschaltet war. Dort ist eine klare Summe 

genannt worden. Damals waren es knapp 

27 Millionen Euro, auf die der LSB einen Rechts-

anspruch hatte. Einen Rechtsanspruch des LSB 

auf Sportförderung gibt es also nicht erst seit 

2012, sondern schon seit Jahrzehnten. Das muss 

man betonen. Im Grundsatz gibt es ihn schon seit 

1949. 

Der LSB hat in der Folge über seine Schwer-

punktsetzung, über die Punkte, bei denen er die 

Notwendigkeit sieht, Sportförderungsmittel zu ge-

ben, immer selbst entscheiden können. In dem 

Bericht wird an einer Stelle erwähnt, dass man 

sich durchaus vorstellen kann, die Praxis anders 

zu vollziehen bzw. auf die Möglichkeiten, die der 

LSB derzeit hat, anders einzuwirken. Es geht um 

die Richtlinie und deren Gestaltung und um die 

Freiheitskomponente darin. 

Dazu sei nur angemerkt: 1998 wurde in die Ver-

ordnung hineingeschrieben, dass der LSB der 

Bezirksregierung Hannover seine Richtlinien be-

kanntzugeben hat. Vorher war nicht einmal das 

der Fall. 2004 - bei der vorhin schon genannten 

Veränderung des NLottG - haben wir diese Rege-

lung formuliert, die wir auch jetzt haben, nämlich 

dass der LSB Richtlinien erlässt und dass das 

Land Gelegenheit zur Stellungnahme hat. Diese 
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Praxis ist auch 2012 in das neue Gesetz überführt 

worden. 

Wenn es in der Formulierung hier jetzt heißt, dass 

man zurzeit keine ausreichenden Kontroll-, Ein-

griffs- und Steuerungsmöglichkeiten hat, sei der 

Hinweis erlaubt, dass diese Situation, die dort be-

schrieben ist, seit 20 Jahren Status Quo ist. Diese 

20 Jahre haben gezeigt, dass wir im partner-

schaftlichen Zusammenwirken zwischen den je-

weils Verantwortlichen im Ministerium und im LSB 

immer Richtlinien erstellt haben, die die Zustim-

mung aller Beteiligten gefunden haben, auch in 

der Praxis vor Ort. Aus unserer Sicht gibt es keine 

Notwendigkeit, dort weitere Steuerungs- oder Ein-

flussmöglichkeiten zu finden. Das betrifft nicht das 

Gesetz, sondern die spätere Ausgestaltung. Dar-

über wird dann mit dem Minister und den Akteu-

ren zu sprechen sein.  

 

Vorschläge zu Organisation und Abläufen 

Digitalisierung ist ein wichtiges Thema, mit dem 

wir uns bereits beschäftigen. Wir sind dort in ei-

nem engen Abgleich. Im Bereich der Sportstät-

tenbaurichtlinie haben wir schon über etliche Ver-

einfachungen diskutiert, auch im Bereich der ne-

benberuflichen Übungsleiter. Darüber, ob bei-

spielsweise zentrale Datenbanken tatsächlich 

vonnöten sind, um jederzeit bestimmte Dinge ab-

zurufen, wird man noch einmal im Detail reden 

müssen, weil das erhebliche Auswirkungen auf 

jeden einzelnen Verband hat. Das geht runter bis 

zu den kleinen Verbänden, und mehr als die Hälf-

te unserer Verbände hat kein hauptberufliches 

Personal. Das müsste dort alles ehrenamtlich ab-

gewickelt werden.  

Wir müssen also noch einmal im Detail darüber 

reden, was Digitalisierung an der Stelle tatsäch-

lich heißt. Ich kann Ihnen nur sagen: Wir wollen 

auf Dauer ein eigenes Förderportal errichten, wo 

entsprechende Richtlinien vorgehalten werden 

und die Anträge digital gestellt werden können. 

Dafür müssen aber auch die entsprechenden 

personellen, fachlichen und sachlichen Voraus-

setzungen geschaffen werden.  

Lassen Sie mich noch etwas zum Stichwort „Bü-

rokratieabbau“ sagen. Das hört man ja ständig, 

und es hört sich auch sehr gut an. Ich kann Ihnen 

aber sagen: Die Kritik betrifft weniger das, was wir 

über die Richtlinien vorgeben, sondern stärker 

das Tariftreue- und Vergabegesetz, die Daten-

schutz-Grundverordnung, arbeitsrechtliche Vor-

schriften, sozialversicherungsrechtliche Vorschrif-

ten, ob es eine selbstständige Tätigkeit oder eine 

beschäftigte ist, Hygienevorschriften, Brand-

schutz, Versammlungsstättenverordnung und vor 

allen Dingen formale Vorgaben sowohl von Sei-

ten des Finanzamts als auch von Amtsgerichten, 

was Eintragungen oder Gemeinnützigkeitsrege-

lungen betrifft. Das sind für die Vereine viel eher 

kritische Punkte als die Richtlinien, die der LSB 

erlässt. Über Einzelheiten können wir uns sicher-

lich noch einmal auf der Arbeitsebene unterhal-

ten. Der LSB hat das Thema aber bereits ins Vi-

sier genommen, und die Vorschläge unserer 

Bünde und Verbände waren - vorsichtig gesagt - 

sehr übersichtlich, was entsprechende Verände-

rungen anbetrifft. 

Gestatten Sie mir zum Schluss noch eine persön-

liche Anmerkung. Bei uns ist es schon auf eine 

gewisse Verwunderung gestoßen, dass im Be-

richt stand, dass die Antwortauthentizität vom 

LSB beeinflusst wurde. Ich kann Ihnen versi-

chern: Eine Beeinflussung hat es nicht gegeben. 

Da würden unsere Verbände und Bünde auch die 

Nase rümpfen und sagen: Wir wissen selbst, was 

wir dort einzutragen haben! - Wir gehen fest da-

von aus, dass sie entsprechend offen und ehrlich 

geantwortet haben. 

 

Fazit 

Es gibt sehr gute Ansätze bei dem Ergebnis der 

Evaluation. Was die Höhe der Mittel anbetrifft, 

gibt es ganz konkrete Vorschläge, denen wir sehr 

viel Positives abgewinnen können. Über Details 

wird man sicherlich noch reden müssen. Wir ha-

ben nur die herzliche Bitte, dass es keine Ein-

schränkungen in der Autonomie des Sports gibt, 

wenn es um die Freiheit und Möglichkeit geht, 

Richtlinien zu erlassen. Da halten wir die aktuel-

len Regelungen für auskömmlich.  

Dass Sie das nicht erwähnt haben, Frau Wucher-

pfennig, ist vielleicht auch ein Hinweis dafür, dass 

man das nicht tatsächlich umzusetzen gedenkt. 

Wir glauben, dass sich die bisherige Praxis der 

Zusammenarbeit zwischen MI und LSB nach-

drücklich bewährt hat und durch diesen Bericht 

auch dokumentiert wird. 
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Aussprache zu a) und b) 

Abg. Dunja Kreiser (SPD): Der Bericht zeigt viele 

positive Aspekte, aber auch einige Verände-

rungsmöglichkeiten - wie z. B. die Dynamisierung 

der Finanzhilfe und die Verortung von zusätzli-

chen Sportfördermitteln im MI-Haushalt - auf. Wir 

werden uns in den nächsten Tagen sicherlich 

noch intensiv darüber auseinandersetzen, wie 

damit umgegangen wird. 

Verbesserungspotenzial wird aber auch mit Blick 

auf das Thema Digitalisierung gesehen, und es 

wird die Einrichtung eines Monitoringsystems 

empfohlen. Wie könnte man das in welchem Zeit-

raum umsetzen und was würde das an Personal- 

bzw. Kostenaufwand bedeuten? 

Reinhard Rawe (LSB): Zum Thema Monitoring 

noch ein paar Anmerkungen: In dem Bericht wird 

ja darauf hingewiesen, dass wir die Projektarbeit 

verstärken bzw. einzelne Maßnahmen in Projekte 

kleiden sollten. Sehr viel von dem, was im Sport 

stattfindet, hat mit Regelmäßigkeit, mit Stetigkeit 

zu tun. Sicherlich gibt es in Teilbereichen auch 

Projekte, und dann kann man sich überlegen, ob 

man da ein Wettbewerbssystem einführt. Aber 

wenn wir z. B. bei Sportentwicklungsprogrammen 

aufgrund der zur Verfügung stehenden Mittel nur 

zehn Projekte fördern können, produzieren wir 

doch einen enormen Aufwand - vielfach auch bei 

Ehrenamtlichen -, wenn wir überall dazu auffor-

dern, fachkundige Anträge zu stellen. Dann ge-

hen vielleicht 100 Anträge ein, von denen wir 90 

ablehnen müssen. Ich kann Ihnen jetzt schon sa-

gen: Das geht vielleicht einmal gut, aber beim 

zweiten Mal wird sich keiner mehr beteiligen, 

wenn die Chancen 1:10 stehen. Deshalb haben 

wir bisher eine andere Politik betrieben, nämlich 

eine stärker einnahmeorientierte Ausgabenpolitik 

- d. h. was an Mitteln zur Verfügung stand, ist 

auch tatsächlich ausgegeben worden. Frau Wu-

cherpfennig hatte das bereits geschildert. 

Der Evaluator hat uns gefragt, wo denn die abge-

lehnten Anträge seien. Die gibt es im Wesentli-

chen nicht, weil wir in einzelnen Bereichen Geld-

programme haben, und wenn das Geld ausgege-

ben ist, hat es keinen Sinn, weitere Anträge an-

zunehmen. Das ist im Sportstättenbau das Glei-

che. Wenn Sie dort Kontingente verteilen, geben 

die Kreise die Prozentzahlen entsprechend wei-

ter, und dann sind es in einem Kreis 30 % und im 

anderen nur 8 %. Man hat dann aber nicht noch 

20 bis 100 Anträge an der Seite liegen. Wir müss-

ten uns abstimmen, ob es tatsächlich Sinn macht, 

an dieser Stelle einen grundsätzlich neuen Weg 

zu beschreiten. 

Was den Bereich Dokumentation, Monitoring und 

Katalogisierung betrifft, sind wir an verschiedenen 

Stellen schon deutlich weiter, als aus dem Bericht 

hervorgeht. Im Bereich des Leistungssports ha-

ben wir das sowieso schon. Dort gibt es klare Kri-

terien und Parameter - Aufstieg, Abstieg etc. In 

der nächsten Sitzung des Präsidiums werden wir 

beschließen, dass wir ab 2020 für die Zuweisung 

von Mitteln an Verbände ein anderes System an-

wenden werden. 

Zum Thema Digitalisierung: Wir haben das För-

derportal fest im Blick und wollen das, wenn die 

Abrechnung von nebenberuflichen Übungsleitern 

ab 2020 erfolgt, schon soweit hinbekommen ha-

ben, dass das alles in einem anderen Verfahren 

läuft und nicht mit Zetteln und Eintragungen. Was 

dazu im Bericht steht, ist richtig, und das ist bei 

uns auch schon verhältnismäßig weit fortgeschrit-

ten. 

MR’in Wucherpfenning (MI): Letztlich befinden 

wir uns auf einem schmalen Grat. Wir dürfen nicht 

vergessen, dass wir hier über Steuergeld reden. 

Insofern muss auch geprüft werden, ob alles ord-

nungsgemäß ausgegeben wird, und das machen 

wir als Landesregierung. Wir - aber natürlich auch 

der LSB und der organisierte Sport als solches - 

stehen in der Verantwortung, dass das Geld nicht 

einfach nach dem Gießkannenprinzip weiterge-

geben wird, und das wird auch nicht gemacht. 

Man braucht schon einen Rahmen, und es bedarf 

natürlich auch einer Wirksamkeitskontrolle, damit 

das Geld am Ende dem Ziel dient, den Einwohne-

rinnen und Einwohnern in Niedersachsen die 

Sportausübung zu ermöglichen. 

Wir müssen in der Tat auch die Autonomie des 

Sports berücksichtigen. Dabei handelt es sich um 

ein hohes Gut, das wir nicht konterkarieren wol-

len. Das ist überhaupt nicht beabsichtigt. 

Ein dritter wesentlicher Punkt ist die partner-

schaftliche Zusammenarbeit. Es ist ganz wichtig, 

sich abzustimmen und einen Weg zu finden, wie 

man bestimmte Ziele am Ende gemeinsam errei-

chen kann. Und da zeigt der Bericht Verbesse-

rungsmöglichkeiten auf. Wir müssen uns gemein-

sam mit der Sportorganisation auf den Weg ma-

chen und gucken, was umsetzbar und sinnvoll ist 

bzw. wo es messbare Kriterien gibt. Das wird si-

cherlich nicht von heute auf morgen gelingen. 
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Ein Beispiel dafür, dass es messbare Kriterien 

gibt, sind die sogenannten J-TEAMs, die mit dem 

Ziel gegründet wurden, junge Leute für ehrenamt-

liches Engagement zu begeistern. Dem Sport-

entwicklungsbericht, der jedes Jahr von dem 

Sportwissenschaftler Prof. Dr. Christoph Breuer 

herausgegeben wird, zeigt, dass wir in Nieder-

sachsen wieder einen Anstieg haben, wenn es 

um ehrenamtliches Engagement geht.  

Es geht nun also darum, sich Gedanken zu ma-

chen, wohin wir eigentlich wollen, was von der 

Sportorganisation erwartet wird und wo es Ver-

besserungspotenzial gibt. 

Reinhard Rawe (LSB): Wenn Sie sich den Be-

richt anschauen, werden Sie feststellen, dass an 

vielen Stellen „k. A.“ für „keine Angabe“ steht. 

Dem muss ich widersprechen: Es gab dort durch-

aus Angaben. Der Evaluator hat von uns eine Flut 

an Daten bekommen. Um an das Beispiel der J-

TEAMs anzuknüpfen: In der Auflistung steht, es 

gäbe 14 dieser Teams. Es sind aber 150. Ein an-

deres Beispiel ist das Projekt „Sexualisierte Ge-

walt“: Hier steht fünfmal „k. A“. Im Rahmen dieses 

Projektes sind aber Hunderte von Maßnahmen 

durchgeführt worden.  

Vieles, was in dem Bericht gesagt wird, ist richtig, 

und über vieles kann man sicherlich reden. Aller-

dings ist auch festzustellen, dass sich darin nicht 

alles wiederfindet, obwohl wir eine Flut von Infor-

mationen und Daten übermittelt haben. Eine Be-

gründung dafür kann ich nicht anführen.  

Die Wirksamkeitskontrolle, die Frau Wucherpfen-

nig angesprochen hat, findet an vielen Stellen be-

reits statt und kann auch durch entsprechende 

Daten und Fakten belegt werden. Wir müssen 

uns das alles noch einmal genauer im Detail an-

gucken und vor allen Dingen überlegen, was wir 

wie verändern können. Wir sind im Wesentlichen 

eine ehrenamtliche Organisation und müssen gu-

cken, dass die Veränderungen für die Menschen, 

die davon betroffen sind, auch wirklich umsetzbar 

sind.  

Abg. Dr. Marco Genthe (FDP): Ich entnehme der 

letzten Anmerkung, dass es bezüglich des Be-

richts Interpretationsunterschiede zwischen LSB 

und MI gibt. 

Ich glaube aber, wir sind uns alle einig, was die 

gesellschaftliche und integrative Bedeutung des 

Sports betrifft und dass es einen sehr großen In-

vestitionsstau gibt. Es dürfte ebenfalls Einigkeit 

darüber bestehen, dass das Land mehr tun muss. 

Da sind wir jetzt ja offensichtlich auf einem ganz 

guten Weg.  

Die Förderung der Kommunen ist gut, aber was 

die vereinseigenen Sportstätten betrifft, fallen 

diese oft hinten runter, bzw. sie bekommen nur 

einen kleinen Anteil vom Kuchen. Unser Ent-

schließungsantrag sollte da ein Aufschlag sein, 

um in die Diskussion einsteigen zu können und 

um eine bessere Förderung zu initialisieren. 

Ich habe dem Vortrag des MI auch entnommen, 

dass ein Ziel ist, die Förderung zielsicherer zu 

gestalten. Es wurde in diesem Zusammenhang 

viel von Projekten gesprochen. Dass diese Gelder 

zielgenau und möglichst wirksam eingesetzt wer-

den, ist für uns von sehr großer Bedeutung. 

Schließlich handelt es sich um Steuergelder. 

Was Sie hinsichtlich des Bürokratieabbaus gesagt 

haben, ist Wasser auf unsere Mühlen, gerade mit 

Blick auf Arbeitsstättenverordnung, Hygienevor-

schriften etc. Es ist natürlich insgesamt Aufgabe 

des Staates, gerade ehrenamtlich Tätigen nicht 

allzu viele Steine in den Weg zu legen und die 

Arbeit vor Ort nicht unnötig zu erschweren. 

Zur Digitalisierung: Es besteht offensichtlich Ei-

nigkeit, dass diese fortschreiten sollte, um letztlich 

auch den bürokratischen Aufwand von Ehrenamt-

lichen zu minimieren. Gibt es Überlegungen, dass 

die fortschreitende Digitalisierung in den einzel-

nen Verbänden und Vereinen speziell gefördert 

werden soll, also eine ganz spezielle Förderung 

für diese Maßnahme? 

MR’in Wucherpfenning (MI): Es ist zunächst 

festgehalten worden, dass es im Bereich Digitali-

sierung durchaus Verbesserungsbedarf gibt, was 

innerhalb der Sportorganisation ja auch bekannt 

ist. Die Sportlandschaft in Niedersachsen ist sehr 

heterogen. Auf der einen Seite gibt es den LSB 

als Dachverband, wo sich vieles bündelt - insbe-

sondere wenn es um die Finanzhilfe und die ent-

sprechenden Datenbanken zu verschiedenen 

Projekten geht. Auf der anderen Seite gibt es 

auch in den Fachverbänden und Bünden wiede-

rum eine Gliederung. Da haben Sie vom Fußball-

verband bis zum Petanque-Verband die ganze 

Bandbreite. Es gibt sicherlich Verbände und Bün-

de, die bei diesem Thema schon sehr weit sind, 

während andere hier noch Bedarfe haben. 

Es gibt aktuell kein spezielles Programm des MI 

für diesen Bereich. Sie dürfen nicht vergessen, 
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dass wir dafür keine Mittel im Sportförderhaushalt 

haben. Letztlich ist das ein Ziel, das der Sport mit 

den Mitteln, die er vom Land bekommt, erreichen 

muss. Theoretisch könnte man sagen: Es wird ein 

Programm aufgelegt mit einer gewissen Richtli-

nie, um das zu fördern. Herr Rawe wird Ihnen 

aber wahrscheinlich auch erklären, dass aktuell 

kein Geld für solche speziellen Programme vor-

handen ist. 

Es ist ganz klar, dass Digitalisierung, Datenban-

ken etc. Geld kosten. Die Fragen lauten zunächst: 

Was kann der Sport leisten, was wird schon getan 

und welche Verbesserungsmöglichkeiten gibt es? 

Dann kann man schauen, ob es gesonderte Pro-

gramme gibt oder Fördertöpfe, die vielleicht gar 

nicht aus dem Sportförderhaushalt kommen müs-

sen, sondern von anderswo. Da müssen wir uns 

alle gemeinsam auf den Weg machen. 

Abg. Dr. Marco Genthe (FDP): Sie hatten ge-

sagt, dass sich aus dem Bericht nicht entnehmen 

lasse, dass inhaltliche Änderungen am NSportFG 

und der Verordnung vorgenommen werden soll-

ten. Ich habe auf Seite 51 gelesen, dass die Wei-

terentwicklung der Förderung des Sportstätten-

baus und die Einrichtung eines Monitoringsys-

tems sowie die Festlegung einer Indikatorik eben 

doch eine Änderung des NSportFG erforderlich 

machen. Können Sie kurz erläutern, wie das um-

gesetzt werden soll? 

MR’in Wucherpfenning (MI): Aus unserer Sicht 

ist am Gesetz in der Tat wenig zu verändern. Im 

Gesetz - und das wollen wir auch recht schmal 

halten - ist ja erst einmal „nur“ beschrieben, was 

das Ziel der Sportförderung ist und an wen sie 

sich richtet.  

Wenn man Steuerungselemente einführen möch-

te, gibt es sicherlich die Möglichkeit, zu prüfen, ob 

dies über die Verordnung, die ja Näheres regelt, 

geschehen kann. Das sollte dann aber auch in 

Zusammenarbeit mit dem LSB geschehen, wenn 

es beispielsweise um Zielvorgaben oder einen 

Bericht geht. Aus unserer Sicht ist an dieser Stel-

le keine Gesetzesänderung nötig, sondern solche 

Änderungen müssen gelebt werden. Natürlich 

kann man auch unterhalb des Gesetzes Verein-

barungen miteinander besprechen, um diese 

Dinge einzuführen. Sie müssen dann in der Sport-

organisation als solche umgesetzt werden und 

mehrheitsfähig sein. 

Wie gesagt, der Bericht als solches ist nicht bin-

dend. Insofern müssen die Punkte nicht innerhalb 

einer bestimmten Frist abgearbeitet werden. Wir 

müssen nun die Empfehlungen mit der Sportor-

ganisation besprechen, um zu schauen, woran 

wir in den nächsten Monaten punktuell arbeiten 

können. 

Abg. Uwe Schünemann (CDU): Der Bericht ist 

wirklich eine eindrucksvolle Bestätigung der 

Sportförderpraxis in Niedersachsen. Dieses Fazit 

kann man eindeutig ziehen.  

Es ist zu erkennen, dass diejenigen, die die Gel-

der direkt vor Ort über den LSB bekommen, also 

die Verbände und die Vereine, mit der bisherigen 

Förderpraxis sehr zufrieden sind. Frau Wucher-

pfennig, wenn ich Sie richtig verstanden habe, 

geht es Ihnen nicht darum, dass Mittel nicht ent-

sprechend der Richtlinie ausgegeben worden 

sind, sondern Sie wollen sehen, ob die Mittel eine 

Wirkung gezeigt haben. Diese Frage kann und 

muss man sich natürlich stellen. Das darf aber 

nicht dazu führen, dass sich der bürokratische 

Aufwand für die Ehrenamtlichen vergrößert und 

Dinge aus diesem Grund dann vielleicht einfach 

nicht mehr gemacht werden. Ich bin sehr ge-

spannt, zu hören, wie Sie das in der Praxis um-

setzen wollen. 

In dem Bericht steht, wie Herr Rawe schon ange-

sprochen hat, an einigen Stellen „k. A.“. Daraus 

sind demnach Schlussfolgerungen gezogen wor-

den. Es müsste einmal aufgeklärt werden, woran 

das tatsächlich liegt. Vielleicht können Sie das 

nachliefern. 

Wenn man Eingriffs- und Steuerungsmöglichkei-

ten einfordert - wie auf den Seiten 41f des Be-

richts -, müsste man zumindest auch einmal ge-

nauer erläutern, warum das in der Form notwen-

dig und richtig ist. Im Bericht heißt es, dass Wün-

sche vom MI, MK oder von der Staatskanzlei vom 

LSB nicht direkt umgesetzt werden müssten. Ich 

kann mich erinnern, dass es in der Vergangenheit 

entsprechende Vereinbarungen gegeben hat, 

zum Beispiel beim Thema Zusammenarbeit von 

Schule und Verein oder im Bereich Entwicklungs-

hilfe. Dort gibt es dann Verträge zwischen den 

kommunalen Spitzenverbänden, dem MK, dem 

MI oder der Staatskanzlei und dem LSB, wo im 

Detail dargelegt wird, wie man das Ganze zu-

sammen umsetzen kann. Insofern ist der Hinweis 

aus meiner Sicht nicht ganz nachvollziehbar. 

Wenn zwar das NSportFG nicht geändert wird, 

stattdessen aber versucht wird, über Richtlinien 

des Ministeriums die Autonomie des Sports in 
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Frage zu stellen, müsste das zumindest mit guten 

Beispielen begründet werden. Ich persönlich kann 

nicht erkennen, dass es an dieser Stelle in der 

Praxis zu Problemen gekommen ist. 

Zu den zusätzlichen Sportfördermitteln, die im MI-

Haushalt verortet werden sollen: Hier ist die Rede 

von 2 Millionen Euro. Aus meiner Sicht legt diese 

Summe die Frage nahe, ob es Überlegungen 

gibt, eine Parallelförderung aufzubauen. Bei der 

NADA-Förderung bewegen wir uns in einer Grö-

ßenordnung von 50 000 bis 60 000 Euro, bei der 

Ausrichtung von Deutschen Meisterschaften re-

den wir über 100 000 Euro bis 120 000 Euro. Die 

Bedarfe für die Bereiche, die hier beispielhaft ge-

nannt wurden, belaufen sich auf vielleicht 

500 000 Euro, also auf einen viel kleineren Betrag 

als vorgesehen. 

Eine Parallelförderung hielte ich für äußerst 

schwierig, u. a. auch deshalb, weil es dann für 

bestimmte Förderungen mehrere Ansprechpart-

ner gäbe, was aus meiner Sicht kaum sinnvoll 

wäre. 

MR’in Wucherpfenning (MI): Zur Zufriedenheit 

der Sportorganisation mit der bisherigen Förder-

praxis: Ja, im Bericht steht, dass es da eine hohe 

Akzeptanz gibt und dass das Gesetz an dieser 

Stelle sehr transparent ist. Das ist unstrittig. Letzt-

lich arbeiten wir ja auch jeden Tag auf Arbeits-

ebene mit der Sportorganisation - nicht nur mit 

dem LSB, sondern auch mit den Bünden und 

Fachverbänden - sehr eng zusammen.  

Die Wirkung von Fördermitteln ist natürlich nicht 

leicht messbar. Bei einigen Fragestellungen - et-

wa beim Thema Integration von Menschen mit 

Behinderungen - lässt sich auch ohne Indikatorik 

zu dem Schluss kommen, dass es sich um positi-

ve und sinnvolle Ansätze handelt. Unser Ziel ist 

nicht ein Mehr an Bürokratie für die Vereine und 

Verbände. Trotzdem gibt es aber Ansätze - so-

wohl in dem Bericht als auch vom Dachverband 

selbst -, an einigen Stellen einmal genauer hinzu-

gucken. Es geht dabei nicht darum, dass etwas 

falsch gemacht wurde. In Bereichen wie Sport-

stättenbau und Ehrenamt lässt sich aber gucken, 

was dort tatsächlich aus der Förderung erwach-

sen ist, wohin das Geld geflossen ist und welche 

Auswirkungen messbar sind, also z. B., ob dort 

jetzt mehr Menschen Sport treiben. 

Wir versuchen auch bei den Richtlinien, sehr eng 

zusammenzuarbeiten, z. B. um bei Vereinen, die 

in finanzschwachen Kommunen unterwegs sind, 

für Verbesserungen zu sorgen, damit die Kontin-

gentsystematik, die es ja aktuell gibt, nicht dazu 

führt, dass die starken Vereine immer stärker 

werden, sondern dass die schwächeren Vereine 

bzw. Vereine in finanzschwachen Kommunen 

stärker gestützt und unterstützt werden können. 

Es gibt also Unterschiede, und es wird versucht, 

hier zu Verbesserungen zu kommen, und zwar 

vom Sport selbst. Das Ministerium ist aber in der 

Praxis die ganze Zeit intensiv im Austausch mit 

der Sportorganisation, beispielsweise wenn es 

um Integrations- oder Sportstättenmittel geht. Es 

gibt immer auch Fragestellungen, die sich an uns 

richten, und bei den Richtlinien sind wir sozusa-

gen eh mit im Boot.  

Wir wollen uns jetzt auf den Weg begeben, um 

punktuell noch besser steuern zu können. Natür-

lich gibt es einen Kooperationsvertrag mit dem 

MK und dem LSB, ein Aktionsprogramm, das 

auch umgesetzt werden muss, wo Schwerpunkte 

festgelegt werden und Ähnliches. Wir bekommen 

aber durchaus auch Rückmeldungen - etwa mit 

Blick auf das Thema Schwimmfähigkeit - und ver-

suchen, im Dialog zu bleiben und Schwerpunkte 

zu setzen. Es liegt dann letztlich aber am Sport, 

die Entscheidung zu treffen, ob etwas getan wird.  

Auf der einen Seite steht also die Autonomie des 

Sports, und auf der anderen Seite geht es darum, 

zumindest punktuell Einfluss nehmen zu können, 

was mit den Landesmitteln am Ende passiert. Es 

gibt jetzt schon sehr viele positive Sachen, die wir 

im Alltag machen, und es ist ja auch nicht gesagt, 

dass das alles nicht funktioniert. Wir wollen hier 

einfach noch besser werden und uns angucken, 

wo Verbesserungen möglich sind. Wenn wir dann 

soweit sind, werden wir auch gerne noch einmal 

berichten - auch der Sportorganisation, die mit 

eingebunden wird. Wir wollen im Übrigen Anfang 

April im MI wieder eine Diskussionsveranstaltung 

durchführen, um der Sportorganisation den Be-

richt vorzustellen und miteinander ins Gespräch 

zu kommen, was wir noch verbessern können. 

Wenn am Ende im Ergebnis alles gut ist, keine 

Verbesserungen nötig sind und nur die Mittel er-

höht werden sollen, ist das natürlich auch eine 

Erkenntnis. Wir müssen einfach schauen, was wir 

ganz konkret in nächster Zeit bzw. in den nächs-

ten Jahren verändern wollen. 

Zu den zusätzlichen Sportfördermitteln, die im MI-

Haushalt verortet werden sollen: Natürlich wollen 

wir keine Parallelförderung aufbauen. Wir werden 

da auch keine Sachen herausgreifen, die schon 
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über die Sportorganisation abgedeckt werden. 

Schließlich soll es auch keine Doppelförderung 

geben. Wir denken an dieser Stelle beispielswei-

se an Bund-Länder-Vereinbarungen, NADA-

Finanzierung etc. Das sind alles noch keine Rie-

sensummen. Aber werden z. B im Zuge der Leis-

tungssportreform hauptamtliche Bundesstütz-

punktleiter eingesetzt, liegen die Kosten dafür 

deutlich über den Summen, die jetzt im Raum 

stehen. 

Die Summe von 2 Millionen Euro ist im Bericht 

aufgeführt. Ob das am Ende weniger oder mehr 

wird, werden die Haushaltsberatungen ergeben. 

Sie haben vollkommen recht: Das Ministerium 

wird im Zuge der Haushaltsberatungen konkreti-

sieren müssen, wofür diese Mittel ausgegeben 

werden sollen. Aber man kann sich ja auch au-

ßerhalb des Kanons gemeinsam mit der Sportor-

ganisation überlegen, wo der Sport an Grenzen 

stößt und was das MI fördern will. Es geht sowohl 

um Dinge, die bereits bestehen, als auch um 

Sportgroßveranstaltungen. Es ist ja nicht so, dass 

das Geld dann im MI verbleibt, sondern die Mittel 

fließen in die Sportorganisation.

Reinhard Rawe (LSB): Wir haben in der Tat je-

den Tag viele Dinge miteinander zu verhandeln, 

und das läuft im Wesentlichen auch wirklich gut, 

das will ich ausdrücklich betonen. 

Ich möchte nur daran erinnern, dass die Mittel per 

Gesetz zur eigenverantwortlichen Bewirtschaf-

tung an den LSB übertragen werden. Wir fühlen 

uns auch sehr verantwortlich, und wir sind eben 

keine nachgeordnete Dienststelle und keine Be-

hörde des Landes, sondern wir sind ein eingetra-

gener Verein, ein freier Verband, der zur Erfüllung 

seiner Aufgaben Landesunterstützung bekommt. 

Dafür sind wir sehr dankbar, und wir finanzieren 

mit diesem Geld das, was im Landesinteresse ist, 

entsprechend der 16 förderungswürdigen Zwe-

cke, die im Gesetz aufgeführt sind. Dass es dafür 

dann entsprechende Richtlinien gibt, ist nachvoll-

ziehbar. 

Ich habe übrigens nicht verstanden, warum der 

Evaluator im Bericht von 25 Richtlinien spricht. 

Ich komme auf deutlich weniger. Da muss er 

schon die Richtlinien für die Durchführung der 

Bestandserhebung mitgezählt haben, und ande-

res mehr. Wenn man beispielsweise die Richtli-

nien der Sportjugend Niedersachsen dazuzählt, 

die ein eigener, nach § 54 BGB nicht rechtsfähi-

ger Verein ist und im Sinne des KJHG eigene Ju-

gendarbeit betreibt, erhöht sich die Anzahl schon 

erheblich. Da muss man also differenzieren. 

Zum Thema Verwaltung/Bürokratie: Im Bericht 

steht, dass es nicht Aufgabe des Landes ist, mit 

der Finanzhilfe die wachsende interne Verwaltung 

des LSB zu finanzieren. Woher das kommt, weiß 

ich nicht; denn der LSB finanziert seine Verwal-

tung komplett allein, und zwar aus Beiträgen. 

Beim letzten Landessporttag wurden gerade erst 

die Beiträge erhöht, damit wir ab 2020 und dar-

über hinaus unsere interne Verwaltung selbst fi-

nanzieren können. 

Sie merken schon: Da ist noch viel Gesprächsbe-

darf. In dem Bericht ist viel Gutes, aber nachher 

muss es im Detail dann auch durchdekliniert wer-

den, und wir müssen die Einheit bewahren, so-

wohl innerhalb der Organisation als auch zwi-

schen dem Land und dem LSB. Das muss beiden 

Seiten wirklich wichtig sein. Wir haben in den ver-

gangenen Jahren und Jahrzehnten viel erreicht. 

Ob wir das immer mit Wirksamkeitskontrolle 

überschreiben können, daran mache ich hier und 

da auch ein Fragezeichen. Aber wir haben Erfol-

ge im Leistungssport vorzuweisen, und wir haben 

einen Turnaround geschafft, sodass sich wieder 

erkennbar mehr Menschen in Funktionen ehren-

amtlich betätigen. Die J-TEAMs sind ein weiteres 

positives Beispiel. Wir sind in vielen sozialen Be-

reichen unterwegs: Sport mit Courage, Bekämp-

fung von sexualisierter Gewalt usw. bis hin zur In-

tegration. Mein Petitum ist, dass wir uns gemein-

sam genau angucken, was an weiteren Themen-

inhalten wie am besten zu organisieren ist und 

der Organisation insgesamt nicht das Gefühl ge-

ben, dass sie selbst nicht mehr entscheiden kann. 

Ungefähr die Hälfte der Mittel ist durch die Vorga-

ben des Landes schon geblockt: Sportstättenbau, 

Übungsleiter, Mindestvorgaben hier und da. Man 

muss sich genau anschauen, ob das mehr wer-

den kann oder soll, weil man, wenn man an man-

chen Stellen mehr gibt, damit auch eine Zweck-

bindung vorgibt. Das sind alles Punkte, auf die 

eine ehrenamtliche Organisation genau schaut 

und ein Empfinden hat, ob das akzeptiert werden 

kann. Aber ich glaube, da werden wir dann insbe-

sondere mit der Arbeitsebene und auch mit dem 

Minister gute Wege finden.  

Ich habe noch eine herzliche Bitte an Sie. Die 

Frage ist ja, was bis zum Sommer schon in die 

Planungen und Entwürfe der Häuser für den 

Haushalt 2020 hineinkommt. Im vergangenen 

Jahr war das über die Fraktionen im Nachgang 
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bzw. im Herbst ein schwerer Weg. Aus unserer 

Sicht wäre es der bessere und wahrscheinlich 

auch arbeitssparsamere Weg, wenn man in den 

nächsten Wochen und Monaten so viel Gemein-

samkeit findet, dass es in den Beratungen schon 

bis zum Sommer einen Niederschlag findet. 

Abg. Belit Onay (GRÜNE): Ich habe eine Frage 

zur Struktur der Evaluation. Ein Teil - die Geset-

zesanwendung - wurde vom MI evaluiert, der an-

dere Teil - die Auswirkungen - von einem exter-

nen Evaluator. Welche Bilanz zieht das MI hin-

sichtlich der Arbeit des Evaluators? War es aus 

Sicht des MI die richtige Entscheidung, einen ex-

ternen Evaluator damit zu befassen? Was hat der 

Evaluator unterm Strich gekostet? 

Mir ist auch ins Auge gestochen, dass im Bericht 

von einer Beeinflussung durch die Sportorganisa-

tion bei den Fragebögen die Rede ist. Ist das im 

MI bzw. vom Evaluator in irgendeiner Weise noch 

einmal thematisiert worden? Das steht ja hier als 

Vorwurf im Raum. 

Auch beim Thema Inklusion steht immer wieder 

„k. A.“. Hier heißt es, für den Bereich der Inklusion 

sei die Datenlage ungünstig, es gebe also keine 

Möglichkeit, Daten herauszuziehen. Gehen Sie 

darauf ein, nehmen Sie die Kritik an, um das noch 

einmal zu fassen und greifbarer zu machen? 

Sie haben gesagt, dass die Finanzierung nicht 

darauf ausgerichtet sei, Bürokratie aufzubauen. 

Dennoch stellt sich ja die Frage, welches Poten-

zial es da gibt. Ich konnte das dem Bericht nicht 

entnehmen. Sehen Sie hier Optimierungsbedarf, 

und wie verhält sich das zu der Forderung nach 

einem Monitoring? Auch ein Monitoring ist ja ein 

Mehraufwand und bringt ein Stück weit Bürokratie 

mit sich. 

Zu den Mitteln, die das MI bekommen soll: Es gibt 

ja immer wieder die Diskussion, dass das Geld 

mit dem Sportfördergesetz fest gebunden ist und 

dann keine Einflussmöglichkeiten seitens des 

Haushaltsgesetzgebers bzw. des Parlaments be-

stehen. Im Evaluationsbericht habe ich dazu 

nichts lesen können. Es gibt die Vorstellung, 

knapp 2 Millionen Euro im Haushalt des MI be-

reitzustellen. Wurde das auch mit dem LSB disku-

tiert? Gibt es Überlegungen und Möglichkeiten, 

wie das Parlament stärker in Entscheidungen des 

LSB bzw. in sportpolitische Entscheidungen ein-

gebunden werden kann? 

MR’in Wucherpfenning (MI): Wir sind mit dem 

Konzept, einen externen Evaluator einzubinden, 

in der Tat zufrieden. Das war von uns so ange-

legt, um einen Blick von außen zu bekommen, 

gerade mit Blick auf die Frage der Auskömmlich-

keit usw., und um sich nicht dem Vorwurf auszu-

setzen, dass wir das alles gesteuert hätten. Der 

Evaluator ist damals vom LZN ausgeschrieben 

worden. Das Ganze hat 37 000 Euro gekostet.  

Natürlich lässt sich im Nachhinein immer darüber 

streiten, ob alles richtig gemacht wurde und ob 

Fragebögen gut sind oder nicht. Wir sind aber zu-

frieden mit dem, was gemacht worden ist. 

Zur Fragebogenbeeinflussung: Es ist ja grund-

sätzlich legitim, dass der Dachverband als orga-

nisierter Sport ein Schreiben verschickt - und das 

ist passiert -, in dem er darüber informiert, dass 

ein Fragebogen kommt, und aufzeigt, welche In-

teressen der Sport hat. Letztlich ist die Sportor-

ganisation natürlich auch ein Lobbyist. Insofern ist 

es auch Sache des LSB, das ein bisschen zu 

steuern, und das ist, glaube ich, schon ein biss-

chen erfolgt. Wie gesagt, das haben wir einfach 

festgestellt. 

Zur Bürokratie: Die Frage wäre, ob Qualitätskon-

trollen oder Monitoring immer gleich auch auto-

matisch mehr Bürokratie mit sich bringen oder ob 

dadurch nicht auch Transparenz und Akzeptanz 

in der Sportorganisation geschaffen werden und 

die Abläufe - etwa über einfachere Richtlinien - 

am Ende vielleicht sogar verschlankt werden 

können. Natürlich ist auch innerhalb einer Sport-

organisation Bürokratie vorhanden, bei Richtlinien 

usw. Sie werden auch innerhalb der Sportorgani-

sation Stimmen hören, die sagen, der LSB sei bü-

rokratisch. Das hat auch mit gewissen Vorgaben 

des Gesetzgebers zu tun. Ich glaube, dass wir 

gemeinsam daran arbeiten können - und das tun 

wir auch -, Richtlinien noch mehr zu verschlan-

ken, und dass Indikatoring und Monitoring durch-

aus dazu beitragen können, herauszuarbeiten, 

wohin wir eigentlich wollen und was man da ma-

chen kann. 

Zum Einfluss des Gesetzgebers: Ja, das Geld ist 

letztlich beim Sport. Natürlich gibt es einen Rah-

men, wie es verwendet werden soll. Aber wenn 

der Haushaltsgesetzgeber oder das MI Ideen hat, 

wofür darüber hinaus Mittel eingesetzt werden 

könnten, muss das immer über den LSB geklärt 

werden. Eine andere Möglichkeit gibt es nicht. 
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Reinhard Rawe (LSB): Zum Thema Inklusion: Es 

gibt bei uns seit mehr als 30 Jahren ein Pro-

gramm zur Förderung der Inklusion von behinder-

ten Kindern und Jugendlichen in die Sportvereine. 

Als der Gesetzgeber uns 2012/2013 ins Gesetz 

ganz verstärkt das Thema Inklusion hineinge-

schrieben hat, haben wir gesagt: Neben dem 

schon vorhandenen Programm entwickeln wir ei-

ne neue Richtlinie zur Förderung der Inklusion in 

und durch Sport. Das haben wir dann 2013 getan. 

Wir haben eine Personalstelle geschaffen, eine 

Mitarbeiterin eingestellt, und dieses Programm 

hat sich wirklich sehr gut entwickelt. Dann stellt 

man Geld in den Haushalt und guckt, ob man 

Vereine oder Verbände kriegt, die sich über As-

sistenzleistungen oder bestimmte andere Aktivitä-

ten so einem Programm zugehörig fühlen und tat-

sächlich etwas entwickeln. Das halten wir für den 

richtigen Weg. Der Gesetzgeber hat ja auch ge-

sagt: Macht das bitte! Das ist unser politischer 

Wille. - Das haben wir, wie gesagt, auf den Weg 

gebracht. 

Was die Förderung betrifft: Wir weisen die Ver-

wendung der 34 Millionen Euro für die Sportför-

derzwecke entsprechend nach. Es gibt aber noch 

weitere Gelder: Wir haben Teilnahmebeiträge, ei-

gene Beiträge und Sponsorengelder. Das heißt: 

Es wird mehr für Sportförderung ausgegeben als 

das, was über die 34 Millionen Euro vom Land zur 

Verfügung gestellt wird. Bei der Nachweisführung 

gucken wir manchmal, was einfacher ist oder was 

wir gerade nachweisen müssen, sodass die Zah-

len teilweise von Jahr zu Jahr differieren. Das hat 

der Evaluator nicht an jeder Stelle nachvollzieh-

bar internalisiert, um es ganz vorsichtig zu formu-

lieren. Das ist auch ein bisschen komplex. Aber 

das ist alles rechtmäßig, und es wird ja auch ent-

sprechend geprüft. Das ist auf einem sehr guten 

Weg. 

Zu dem angesprochenen Schreiben zu den Fra-

gebögen, damit das so nicht im Raum stehen 

bleibt: Es handelt sich um ein Schreiben des Kon-

ferenzvorsitzenden der Landesfachverbände. Da-

rin werden fünf Stichpunkte genannt. Es geht um 

Autonomie, um Eigenverantwortlichkeit und die 

Rolle des LSB als Mittelempfänger der Finanzhilfe 

und erster Ansprechpartner, es wird darauf hin-

gewiesen, dass sich die Bereitstellung aus unse-

rer Sicht bewährt hat und dass es viele positive 

Dinge gab. Dann steht dort ein Satz: Es wird da-

rum gebeten, diese Aussagen bei der individuel-

len Beantwortung der Fragebögen im Blick zu hal-

ten. - Ich glaube, das war keine Beeinflussung, 

sondern nur ein entsprechender Hinweis. Wir ha-

ben sonst auf dieses ganze Verfahren tatsächlich 

keinen Einfluss ausgeübt. Deshalb waren wir 

auch alle ein Stück weit über die Formulierung 

verwundert, dass die Antwortauthentizität vom 

LSB beeinflusst worden sei. Aber wir sollten das 

auch nicht auf die Goldwaage legen. Die Leute 

haben schon gewusst, was sie ausfüllen. Wir ha-

ben unsere Rolle dort richtig wahrgenommen, und 

damit sollte es dann auch erledigt sein. 

Abg. Dunja Kreiser (SPD): Aus dem Bericht her-

aus kann ich nicht erkennen, dass die Autonomie 

des LSB und des Sports in Niedersachsen in Fra-

ge gestellt wird. Das wollen wir auch in keiner 

Weise. Nichtsdestotrotz: Über die Summen und 

Werte, die in Zukunft letztlich eingesetzt werden 

sollen, gibt es noch Beratungsbedarf. Das ist un-

sere nächste Aufgabe. Die Autonomie des Sports 

soll gewahrt bleiben. Welche Projektierung dann 

vielleicht im MI angesetzt wird, ist eine andere 

Sache. 

 

*** 
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Tagesordnungspunkt 4: 

Entwurf eines Gesetzes zur Änderung voll-

streckungsrechtlicher Vorschriften 

Gesetzentwurf der Landesregierung - 

Drs. 18/3037 

direkt überwiesen am 01.03.2019 

federführend: AfIuS  

mitberatend: AfRuV 

 

Einbringung des Gesetzesentwurfes 

MRʼin Stellmacher (MI) stellte den Gesetzentwurf 

vor und erläuterte Anlass, Inhalte und Ziele im 

Sinne der schriftlichen Begründung. 

 

Beginn der Beratung und Verfahrensfragen 

Abg. Bernd Lynack (SPD) lobte den Gesetzent-

wurf, der eine Regelung des Bundes aufgreife 

und sie für Niedersachsen anpasse. Dies werde 

zur Rechtssicherheit beitragen. Er wies ferner auf 

ein Urteil des OVG in Lüneburg (4 KN 368/15) 

hin, das sich mit Verkündigungsmängeln bei der 

Veröffentlichung von Satzungen etc. auf kommu-

naler Ebene beschäftige. Mit Blick darauf gebe es 

weiteren Verbesserungsbedarf. Diesem wollten 

die Koalitionsfraktion nachkommen und zeitnah 

einen ergänzenden Änderungsvorschlag zu dem 

Gesetzentwurf der Landesregierung
*
 vorlegen.  

Abg. Sebastian Lechner (CDU) schloss sich sei-

nem Vorredner an. Zum weiteren Verfahren 

schlug er vor, die Arbeitsgemeinschaft der kom-

munalen Spitzenverbände um eine Stellungnah-

me zu dem Gesetzentwurf zu bitten, sobald der 

Änderungsvorschlag bei der Landtagsverwaltung 

eingegangen sei. Sofern die Arbeitsgemeinschaft 

nicht den Wunsch nach einer mündlichen Anhö-

rung äußere, halte er eine schriftliche Stellung-

nahme für ausreichend.  

Der Ausschuss kam überein, entsprechend 

zu verfahren.  

*** 

                                                
 
*
 Der Änderungsvorschlag (Vorlage 1) liegt seit dem 18. März 
2019 vor. 

http://www.landtag-niedersachsen.de/Drucksachen/Drucksachen_18_05000/03001-03500/18-03037.pdf
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Tagesordnungspunkt 5: 

Bürokratiearme Zulassung von Schalldämp-

fern 

Antrag der Fraktion der FDP - Drs. 18/2568 

direkt überwiesen am 17.01.2019 

federführend: AfELuV  

mitberatend gem. § 28 Abs. 4 i. V. m. § 39 Abs. 2 

Satz 3 GO LT: AfIuS 

 

Beginn der Mitberatung 

Abg. Dr. Marco Genthe (FDP) erläuterte, der 

FDP-Fraktion gehe es in ihrem Antrag um eine 

Vereinfachung der Verwaltungspraxis nach dem 

Vorbild Bayerns, um Jägern mit Jahresjagdschein 

den bedürfnisprüfungsfreien Erwerb von Schall-

dämpfern für ihre Jagdwaffen zu ermöglichen.   

Abg. Sebastian Lechner (CDU) führte aus, die 

CDU-Fraktion halte das Anliegen der Jäger im 

Grundsatz für berechtigt. Allerdings sei das Bun-

desverwaltungsgerichts in einem Urteil vom 

28. November 2018 zu dem Schluss gekommen, 

dass das Interesse der Jäger, mögliche Schädi-

gungen ihres Gehörs durch das Abfeuern von 

Jagdlangwaffen auszuschließen, den waffenge-

setzlichen Grundsatz privaten Besitz von Schall-

dämpfern, die für Schusswaffen bestimmt sind, 

auch bei legalem Schusswaffenbesitz möglichst 

zu verhindern, nicht außer Kraft setzen könne. 

Dieses Urteil erschwere auch die Verwaltungs-

praxis in Bayern. Das Problem könne nur durch 

eine Änderung des Waffengesetzes durch den 

Bundestag gelöst werden. Ein entsprechender 

Gesetzentwurf, der Jägern den Erwerb von 

Schalldämpfern für Langwaffen erlaube, werde 

seinen Informationen nach in Kürze das Bundes-

kabinett erreichen. Insofern plädiere er dafür, die 

Mitberatung solange aufzuschieben, bis der Ge-

setzentwurf auf Bundesebene vorliege.  

Abg. Karsten Becker (SPD) befand, durch das 

Urteil des Bundesverwaltungsgerichts sei dem 

Antrag, der auf eine untergesetzliche Regelung 

abziele, schlicht der Boden entzogen. Insofern 

unterstütze er den Vorschlag seines Vorredners.  

Abg. Belit Onay (GRÜNE) sagte, er könne sich 

diesem Verfahrensvorschlag ebenfalls anschlie-

ßen. Ebenso äußerte sich Abg. Jens Ahrends 

(AfD). 

Abg. Dr. Marco Genthe (FDP) fasste zusammen, 

dass sich die Fraktionen offenbar in dem Ziel ei-

nig seien, den sachgerechten Einsatz von Schall-

dämpfern zu ermöglichen. Da aber in der Tat eine 

Gesetzesinitiative auf Bundesebene erwartet 

werde, stimme er zu, die Mitberatung zunächst 

aufzuschieben. Er gehe davon aus, dass Nieder-

sachsen die entsprechende Gesetzesinitiative in 

Berlin positiv begleiten werde.  

Der Ausschuss beschloss einstimmig, die 

Mitberatung zurückzustellen, bis die erwartete 

Gesetzesinitiative zur Änderung des Waffen-

gesetzes auf Bundesebene vorliegt. 

*** 

http://www.landtag-niedersachsen.de/Drucksachen/Drucksachen_18_05000/02501-03000/18-02568.pdf
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